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Gesundheits­
konferenz 2013 

„Gesunde Stadt – Gesunde Bürger­
schaft“

Unter dem Motto „Gesunde Stadt – 
Gesunde Bürgerschaft/Gesundheit in 
Kommunen gestalten“ richtete die 
Stadt Dresden in Kooperation mit der 
Sächsischen Landesärztekammer am 
16.3.2013 eine Gesundheitskonfe-
renz zur Auswertung des Stadtge-
sundheitsprofils 2012 der Sächsischen 
Landesärztekammer aus.

Dabei bildeten Impulsreferate zu den 
Themen „Von der Gesundheitsförde-
rung und Prävention zur Versor-
gung“, „Bewegung für gesunde 
Lebensführung“ und „Einfluss von 
Demografie und sozialem Status auf 
die Gesundheit“ die Grundlage für 
fünf Workshops, in denen 130 Ver-
treter aus der Kommunal- und Lan-
despolitik, der Verbände und Vereine, 
der Ärzteschaft, der Krankenkassen, 
der Wissenschaft sowie interessierte 
Bürger, gemeinsam mit Fachexper-

ten Maßnahmen für die kommunale 
Gesundheitsförderung entwickelten.
In seiner Begrüßung hob der Präsi-
dent der Sächsischen Landesärzte-
kammer, Prof. Dr. med. habil. Jan 
Schulze, hervor, dass eine gesunde 
Bürgerschaft keine Pflicht des Staa-
tes, sondern vielmehr logische Vor-
aussetzung seiner Funktionsfähigkeit 
sei.  

Dabei spielen psychische Krankhei-
ten eine immer größere Rolle. 
Gerade was die Vorbeugung körper-
licher Schäden und die Förderung 
gesunder Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen angehe, könnten die öffent-
liche Verwaltung, die Städte, Ge
meinden und Landkreise durchaus 
etwas bewirken. 
In diesem Zusammenhang verwies  
er auf das Gesundheitsziel „Aktives 
Altern“, das in Sachsen erfolgreich 
umgesetzt wird.
Auch die Staatsministerin für Sozia-
les und Verbraucherschutz Christine 
Clauß machte am Beispiel der Um
setzung der Gesundheitsziele „Akti-
ves Altern“ und „Gesund Aufwach-
sen“ die erfolgreiche Harmonisie-
rung der kommunalen- und der 
Landes-Gesundheitsförderung deut-
lich. Oberbürgermeisterin Helma 
Orosz betonte die Möglichkeit der 
Steigerung des Gesundheitsniveaus 
der Bevölkerung, wenn starke Part-
ner zusammen agieren.
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gungen, die aufgrund des bereits 
bestehenden Arztmangels gesund-
heitspolitisch Berücksichtigung fin-
den sollten. Diese auf Work-Life-
Balance ausgerichtete, mit Teamori-
entierung ausgestattete und multi-
medial vernetzte Generation der 

Informationsgesellschaft kann einen 
wesentlichen Beitrag zu der Forde-
rung nach einer Umstrukturierung 
des Gesundheitswesens liefern 
(Schmidt et al. 2011). Diese Forde-
rung besteht in einer nachhaltigen 
Finanzierung sozialer Sicherungsmo-

delle, der Veränderung von Verfah-
rensabläufen in der gesundheitlichen 
Versorgung sowie einer multiprofes-
sionellen Zusammenarbeit.
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